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Dr. Gerd Landsberg 

ist Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund vertritt die Interessen 

der Kommunalen Selbstverwaltung der 

Städte und Gemeinden in Deutschland 

und Europa. Über seine Mitglieds- 

verbände repräsentiert er rund 11.000 

Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände 

• Bayerischer Gemeindetag  

• Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz  

• Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen  

• Gemeindetag Baden-Württemberg  

• Hessischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Hessischer Städtetag  

• Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Niedersächsischer Städtetag  

• Saarländischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Sächsischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  

• Städte- und Gemeindebund 

Brandenburg  

• Städte- und Gemeindebund 

Nordrhein-Westfalen  

• Städte- und Gemeindebund 

Sachsen-Anhalt  

• Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern  

• Städtebund Schleswig-Holstein  

• Städtetag Rheinland-Pfalz 

LÄNDLICHE RÄUME ALS 
INNOVATIONSRÄUME STÄRKEN! 

Ländliche Räume haben ein enor-

mes Potenzial für Wirtschaft und 

Gesellschaft, das auch in Zeiten 

des demografischen Wandels 

mehr als bisher aktiviert werden 

kann.  

 

Mehr als die Hälfte der Bevölkerung 

lebt auf dem Land. Drei Fünftel des 

deutschen Bruttosozialprodukts wird 

in der Fläche erwirtschaftet, davon 

die Hälfte im ländlichen Raum. Länd-

liche Räume haben seit dem Jahr 

2000 ihr Bruttoinlandsprodukt um 

knapp 50 Prozent gesteigert. Ihr 

Wachstum war damit dynamischer 

als das der großen Städte. Die deut-

sche Wirtschaft ist nicht nur ausge-

prägt mittelständisch aufgestellt, son-

dern zeichnet sich auch durch ihre 

starke räumliche Verankerung aus.  

 

Es gilt, noch mehr als bisher die Kom-

munen im ländlichen Raum und ihr 

Potenzial als Innovationsräume zu 

begreifen und zu stärken. So kann die 

Wertschöpfung in den ländlichen 

Räumen gehalten und sogar ausge-

baut werden. Das Potenzial dazu ist 

vorhanden. In ländlichen Räumen 

gibt es eine Vielzahl von „Hidden 

Champions“, die Weltmarkführer in 

ihrem Bereich sind. Rund 40 Prozent 

aller Arbeitsplätze in wissens- und in-

novationsintensiven Unternehmen 

befinden sich in der Fläche und da-

von wiederum rund zwei Drittel in 

ländlichen Räumen.  

 

Die Politik in den Ländern kon-

zentriert sich immer noch zu sehr auf 

die Förderung von Metropolen. Hier 

ist ein Umsteuern zugunsten des 

ländlichen Raums erforderlich, um 

der Landflucht besonders dem Fach-

kräftemangel wirksam zu begegnen. 

Ländliche Räume bedürfen deshalb 

weiterhin der regionalpolitischen Un-

terstützung besonders mit Blick auf 

attraktive Lebensbedingungen für Fa-

milien, Senioren und junge Men-

schen, die als künftige Fachkräfte 

dringend gebraucht werden. Insbe-

sondere die Digitalisierung und die 

damit einhergehende Dezentralisie-

rung von Produktionsstandorten bie-

tet die Chance, weiteres Wachstum in 

der Fläche zu generieren.  

 

Aber auch die Energiewende, die den 

ländlichen Raum zu einem nachhalti-

gen Produktionsstandort werden 

lässt oder der anhaltende Trend zum 

Natur- und Kulturtourismus stehen 

beispielhaft für wertschöpfungsstarke 

Wirtschaftssektoren.  

 

Kommission  

Gleichwertige Lebensverhältnisse 

 

Deutschland wird nur vorankommen, 

wenn wir ein gutes Zusammenspiel 

von städtischen und ländlichen Regi-

onen organisieren. Darum ist es wich-

tig, die Potenziale abseits der Bal-

lungsräume zu erkennen und gezielt 

zu fördern. Deshalb haben wir die Er-

wartung an die Kommission „Gleich-

wertige Lebensverhältnisse“, dass 

STATEMENT ZUR KOMMISSION GLEICHW ERTIGE LEBENSVERH ÄLTNISSE  DER AUTOR 
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sie schnell und zielgerichtet Vor-

schläge erarbeitet.  

 

Im Einzelnen müssen die Rahmen-

bedingungen bei der Verkehrs-, der 

digitalen und der sozialen Infra-

struktur einschließlich der medizini-

schen Versorgung verbessert wer-

den: Von einer Kinder- und Schü-

lerbetreuung, die auf moderne Ar-

beitszeitmodelle zugeschnitten ist, 

über die schnellen Breitbandanbin-

dungen für die Old- bzw. die New 

Economy und die Telemedizin bis 

hin zu einer gut ausgebauten Stra-

ßen- und Verkehrsinfrastruktur für 

Wirtschaft, Wohnen und Touris-

mus!  

Entscheidungen 

dezentralisieren, 

Bürgergesellschaft aktivieren! 

 

Die Politik wird die Bürgergesell-

schaft im ländlichen Raum nur akti-

vieren können, wenn die Menschen 

die Chance haben, mitzugestalten. 

Dies geschieht am besten, indem 

Entscheidungen dezentralisiert 

werden.  

 

Gleichzeitig sollten Bund und Län-

der gezielt die Präsenz von Behör-

den in der Fläche ausbauen und 

stärken. Dies ist ein Element der 

Strukturförderung und sorgt zu-

gleich für eine bessere Erreichbar-

keit von Behörden in der Fläche. 

Daher müssen generell lokale Initi-

ativen gestärkt und nach dem Bot-

tom-up-Prinzip gefördert werden. 

Dies gilt besonders für die notwen-

dige, aber nicht immer zielgerich-

tete Politik der Förderung des länd-

lichen Raumes durch die EU-, 

Bund-, und Länderebene. Hierzu 

sollte der Förderdschungel gelich-

tet und Entscheidungen über die 

Verwendung von Fördermitteln in 

die kommunale Hand gelegt wer-

den. Anknüpfungspunkt ist die Ge-

meinschaftsaufgabe „Agrarstruktur 

und Küstenschutz“ (GAK). Hier gilt: 

nach der Reform ist vor der Reform.  

 

Wir wollen, dass die ländliche Ent-

wicklung umfassend über die Ge-

meinschaftsaufgabe gefördert wer-

den kann. Ziel muss überdies sein, 

die Mitwirkung der Kommunen zu 

stärken. Dazu sind die sogenann-

ten Regionalbudgets, mit denen 

Geldmittel der örtlichen und regio-

nalen Ebene zur Verfügung gestellt 

werden, ein erfolgreiches Instru-

ment: So können Kommunen ko-

operativ in eigener Verantwortung 

über Ihre Entwicklung entscheiden. 

Das aktiviert lokale Initiativen der 

Bürgergesellschaft vor Ort. Dies 

muss mit einer ernsthaften und 

deutlichen Bürokratieentlastung bei 

der Nutzung europäischer Förder-

möglichkeiten des ländlichen Ent-

wicklungsfonds (ELER) einherge-

hen. Alle ELER-Regelungen, insbe-

sondere aber die zum Verwaltungs- 

und Kontrollverfahren, müssen un-

ter dem Blickwinkel des Bürokratie-

abbaus und der Vereinfachung 

überprüft und ggf. angepasst wer-

den. 

 

Grundlagen der  

Integration verbessern 

 

Die Integration von Menschen, die 

als Flüchtlinge anerkannt wurden 

und die eine gute Bleibeperspektive 

haben, und dauerhaft in Deutsch-

land bleiben, wird Jahrzehnte dau-

ern und wir müssen unsere An-

strengungen darauf konzentrieren, 

besser, schneller und professionel-

ler zu werden. Die Voraussetzun-

gen ländlicher Räume für Integra-

tion sind grundsätzlich gut: Die 

überschaubaren Strukturen und die 

Nähe des Zusammenlebens för-

dern das Aufeinandertreffen von 

Eingesessenen und Zuwanderern. 

Wohnraum ist dezentral und für 

kleine Gruppen häufig vorhanden. 

Oft sind die Kosten niedrigerer als 

in Großstädten.  

 

Viele Klein- und mittelständische 

Unternehmen suchen neben hoch-

qualifizierten Fachkräften auch im 

Bereich einfacherer Dienstleistun-

gen Arbeitnehmer. Solche Arbeits-

plätze sind für viele Schutzsu-

chende schneller erreichbar als 

Qualifizierungen für Arbeitsplätze 

mit speziellen Kenntnissen.  

 

Kooperationen fördern! 

 

Kommunale Zusammenarbeit bie-

tet die Chance, auch in Zeiten 

knapper Kassen eine leistungs-

starke und attraktive öffentliche Inf-

rastruktur in ländlichen Räumen 

vorzuhalten. Das Potenzial ist hier 

noch lange nicht ausgeschöpft. 

Durch die Bündelung der Kräfte 

und Ressourcen im Rahmen von 

interkommunalen Kooperationen 

bleibt die gemeindliche Handlungs-

fähigkeit erhalten und die Wettbe-

werbsfähigkeit wird vergrößert. Ge-

meinsam genutzte Einrichtungen 

(z. B. Sporthallen, Schwimmbäder, 
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Betriebshöfe) können günstiger be-

trieben werden.  

 

Kostensparende Organisations-

strukturen der Kommunen sollten 

durch Bund, Länder und EU in ihren 

jeweiligen Programmen nicht be-

hindert werden. Besonders auf eu-

ropäischer Ebene muss weiter da-

ran gearbeitet werden, der Überbe-

tonung von privaten Wirtschaftsin-

teressen zu Ungunsten der Kom-

munalwirtschaft entgegen zu wir-

ken. Funktionierende Unternehmen 

im Bereich der Daseinsvorsorge 

sind essentiell für Lebensqualität 

und Perspektiven im ländlichen 

Raum.  

Im Bereich des Wettbewerbs- und 

Vergaberechts muss die Vergabe-

rechtsfreiheit interkommunaler Ko-

operationen gesetzlich klargestellt 

werden. Schließlich sollte der fle-

xible Personaleinsatz zwischen den 

Kommunen nicht durch umfängli-

che und teure Erlaubnisverfahren 

belastet werden. 

 

Digitalisierungschancen  

ergreifen! 

 

Breitband ist die Grundbedingung 

für die Teilhabe an der digitalen 

Welt des 21. Jahrhunderts! Eine 

schnelle und flächendeckende 

Breitbandversorgung ist unver-

zichtbar für die Wirtschaft und das 

Leben in ländlichen Räumen. Die 

Verfügbarkeit von schnellen und 

leistungsstarken Breitbandanbin-

dungen ist ein entscheidender 

Standortfaktor. Sie ist Vorausset-

zung für den Erhalt und die Ansied-

lung von Unternehmen, aber auch 

für die Nutzung der Telemedizin, 

die Wohnortwahl junger Familien, 

die soziale Netzwerke und Inter-

netangebote nutzen wollen.  

 

Tatsächlich ist der ländliche Raum 

vielerorts immer noch von einer 

leistungsstarken Breitbandversor-

gung abgehängt. Es ist und bleibt 

vorrangige Aufgabe des Bundes 

und der Länder, den in der Fläche 

bestehenden Bedarf an zeitgemä-

ßen Internetanwendungen zu de-

cken. Die digitale Vernetzung von 

Bürgern, Verwaltungen, Wirtschaft 

und Dienstleistern darf kein Fla-

schenhals für Lebensperspektiven 

der Einwohner ländlicher Räume 

werden. Stattdessen müssen die 

mannigfachen Chancen moderner 

Dienstleistungserbringung und 

neue Geschäftsideen durch Digita-

lisierung in ländlichen Räumen ver-

wirklicht werden. Dafür brauchen 

Einwohner, Verwaltungen und Un-

ternehmen auf Gigabit-Leistung 

ausgelegte Leitungen, um nicht 

ständig neuen technischen Anfor-

derungen „hinterher zu bauen“.   

 

Mittlerweile gibt es in mehreren 

Ländern Digitalisierungsprojekte, 

die sich besonders auf ländliche 

Räume beziehen wie beispiels-

weise die Digitalen Dörfer in Rhein-

land-Pfalz und in Bayern, die digita-

len Zukunftskommunen in Baden-

Württemberg und die Initiative digi-

tale Landesentwicklung für den 

städtischen und ländlichen Raum in 

Thüringen. Ziel dieser Projekte ist 

es, mit Hilfe der Digitalisierung das 

Leben in ländlichen Räumen attrak-

tiver zu gestalten, etwa bei den 

Themen bessere Mobilitätsange-

bote, Warentransport, medizini-

sche Versorgung und Bekämpfung 

von Leerstand. Zugleich können die 

Einwohner über digitale Anwendun-

gen zum Mitmachen bewegt und so 

soziale Interaktion und bürger-

schaftliches Engagement gefördert 

werden.  

 

Mobilität intelligent  

gewährleisten! 

 

Die Mobilität der Menschen trotz 

knapper öffentlicher Ressourcen zu 

gewährleisten, ist die Dauerauf-

gabe für die Politik im ländlichen 

Raum. Hierbei gilt es, die klassi-

schen Mobilitätsangebote fortzu-

entwickeln. Ergänzend zu neuen 

Angebotsformen bietet die Digitali-

sierung dazu gute Möglichkeiten. 

Im ÖPNV sollte die flächenhafte 

Gewährleistung der Mobilität im 

Vordergrund stehen – nicht die Ge-

nehmigung von Linien. Zur Schaf-

fung von nachfrageorientierten Ver-

kehrsangeboten müssen neue 

Wege wie zum Beispiel digitale 

Plattformen und die Nutzung sozia-

ler Netzwerke geprüft werden.  

 

Richtschnur sollte die tatsächlichen 

Bedürfnisse der Menschen sein. 

Dazu müssen die Aufgabenträger 

in ländlichen Räumen berechtigt 

sein, das Verkehrsangebot den Be-

dürfnissen aus eigener Initiative an-

zupassen. Individuelles Engage-

ment, ob beim Betrieb von Bürger-

bussen oder bei Mitnahmeverkeh-

ren muss aktiviert und mit den 

Chancen der vernetzten Mobilität 

verbunden werden. 
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Vorhandene Mobilitätsangebote 

können über Sharing-Dienste für 

möglichst viele Menschen verfüg-

bar gemacht werden. Das Ver-

kehrsangebot kann insgesamt ver-

bessert werden, wenn so Verbin-

dungen von Tür zu Tür oder zu Ta-

gesrandzeiten realisiert werden. 

Besonders bei der Pendlermobilität 

muss es spürbare Verbesserungen 

geben, um die Lebensqualität länd-

licher Räume weiter zu verbessern. 

Radschnellwege sowie Bahn- und 

Busverbindungen deren Haltestel-

len verlässliche Mobilitätspunkte 

sind, tragen dazu bei.  

 

„Gesetzes-Check Ländliche 

Räume“ schaffen! 

 

Erforderlich ist ein „Gesetzes-

Check ländliche Räume“. Dieser 

könnte in das Gesetzgebungsver-

fahren des Bundes integriert wer-

den. Darin sollen Informationen zur 

Raumwirksamkeit beabsichtigter 

Regelungen und Aussagen des 

Bundes zur „Verträglichkeit“ der 

Regelungen für ländliche Räume in 

der Art einer Gesetzesfolgenab-

schätzung getroffen werden. Vor-

bild hierfür könnte der Normenkon-

trollrat sein. 

 

Berlin, 17. Januar 2019 


